
Für uneingeschränkte Gewissens- und Glaubensfreiheit
Aus Anlass des Reformationsjubiläums wird 2017 neben der Vermittlung geschichtsträchtiger 
Fakten offen und verdeckt der Weg für eine schleichende weitere Missionierung geebnet. Die 
Leistungen Martin Luthers, die 500 Jahre zurückliegen, sind zu würdigen, aber auch sein 
antisemitische Grundhaltung darf nicht außer Betracht bleiben. Und, wenn man Luthers Wirken 
ohne staatlich verordnete Euphorie betrachtet, bleiben die Abschaffung des Ablasshandels und die
deutschsprachige Bibel übrig. Der Papst war obsolet, aber die evangelischen Regionalfürsten 
erlangten bedeutenden politischen Einfluss. Sie negierten schlichtweg die Forderung nach einer 
Bescheidung auf ihr kirchliches Wirken im Amt.
Die Geschichte zeigt uns überdeutlich, dass die Reform sehr partiell war und ein wirklicher Einfluss
der Kirchen für eine friedliche, solidarische und gerechte Welt nicht gegeben war. Im Gegenteil! 
Könige. Kaiser, Führer, Präsidenten...zogen mit Gottes Segen gegeneinander in der Krieg und 
Millionen Menschen kamen darin um. Politiker, die sich Sonntags segnen lassen, zogen Montags 
in den Krieg und die Mächtigen des Staates profitierten davon. Die Gefallenen und Toten wurden in
unheiliger Allianz zwischen Staat und Kirche „feierlich“ zu Grabe getragen.
Die im Ergebnis der Aufklärung, insbesondere der französischen Revolution, erfolgte Abschaffung 
einer Staatsreligion und der erfolgten Trennung von Staat und Religion wird leider offiziell ignoriert.
Durch den Staat wird Kirchensteuer eingezogen, Millionen Euro den Kirchen für deren Betreibung 
bereitgestellt und in öffentlichen Räumen, wie z. B. In Schulen, Krankenhäusern und Gerichten mit 
dem Kreuz indirekt für ein Glaubensbekenntnis geworben.
Wir brauchen ganz dringend die öffentliche Diskussion zur Abkehr der Kirche vom Armuts- und 
Friedensideal des synoptischen Jesus. Denn dessen Ethik wurde nach dem Aufstieg zur 
Staatsreligion im 4. Jahrhundert ins Gegenteil verkehrt: Machtsucht und Gewalt prägten die Kirche,
deren Weg konsequent über die jahrhundertelange Verfolgung von “Ketzern“ und Heiden bis zur 
Kooperation mit den europäischen Faschisten in Spanien, Italien und Deutschland sowie Kroatien 
führte. 
Dieser Sachverhalt liegt aber verschüttet im Bewusstsein der Mehrzahl der Bürgerinnen und 
Bürger. Das offenzulegen bedarf einer klugen und geduldigen Überzeugungsarbeit. 
Deshalb begrüßen wir eine Initiative des Landesvorstandes der Partei DIE LINKE Sachsen zur 
Trennung von Staat und Religion und möchten diese weiter aktiv unterstützen. 
Ich meine, zu diesem Problem und seiner gesellschaftlichen Bedeutung hat die Linke in 
Deutschland bisher viel Zurückhaltung geübt. Öffentlichen Debatten und Bekundungen zum 
Thema Laizismus sind so gut wie nicht zu finden. 
Dieses grundsätzliche und für die Gesellschaft weitreichende Problem sollte aber thematisiert 
werden. Dies auch mit Blick auf die Verfassung und deren Gottesbezug sowie dem Fach 
Religionsunterricht und die unsäglichen Diskussionen zu Kopftuch bzw. Vollverschleierung. Wir 
brauchen um unser aller Freiheit und Unabhängigkeit von ideologischer Bevormundung sowie 
Dogmen Willen die Trennung von Staat und Religion. 
Es ist zwingend notwendig, über die Abschaffung des konfessionsgebundenen Religionsunterricht 
in den Schulen zu diskutieren. Insoweit unterstützen wir uneingeschränkt die Ziele der linken 
sächsischen Initiative. 
Dennoch sind wir der Auffassung, dass die öffentliche Debatte zur Rolle der Religion und deren 
Platz in der Gesellschaft völlig ungenügend ist. 
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